
 

  

S 47 KR 544/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Sonstige Angelegenheiten
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 47 KR 544/02
Datum 23.11.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 KR 6/05
Datum 08.12.2005

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom
23. November 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Beklagte Kosten zu erstatten hat, die dadurch entstanden sind,
dass die KlÃ¤gerin auch linksseitig mit einem Cochlear-Implantat versorgt wurde.

Die 1953 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten versichert. Sie ist
Kindererzieherin. Sie leidet an beidseitiger Ertaubung unklarer Genese. Wegen der
Probleme bezÃ¼glich der verminderten HÃ¶hrfÃ¤higkeit kÃ¼ndigte ihr Arbeitgeber,
der P â�¦ Die KlÃ¤gerin hat KÃ¼ndigungsschutzklage erhoben.

Am 25.01.2001 wurde die KlÃ¤gerin im Klinikum der UniversitÃ¤t M. , Klinik und
Poliklinik fÃ¼r Hals-, Nasen- und Ohrenkranke G. mit einem Cochlear-Implantat
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rechtsseitig versorgt. Am 18.12.2001 wurde eine bilaterale Versorgung verordnet
mit der BegrÃ¼ndung, durch eine zusÃ¤tzliche Versorgung auch des linken Ohres
sei eine deutliche Steigerung der KommunikationsfÃ¤higkeit der Patientin in
Alltagssituationen sowie aufgrund der binauralen Interaktion zwischen den beiden
Implantatsystemen eine Verbesserung des RichtungsgehÃ¶rs zu erwarten. Die
Beklagte hÃ¶rte hierzu den MDK (HNO-Arzt Dr.D.) nach Aktenlage an, der unter
Hinweis auf den "maÃ�los Ã¼berhÃ¶hten" Preis der Auffassung war, eine
beidseitige Versorgung komme, wenn Ã¼berhaupt, nur bei SonderfÃ¤llen in Frage.
Im konkreten Fall kÃ¶nne einer Versorgung nicht zugestimmt werden.

Die Beklagte hat daraufhin mit Bescheid vom 28.02.2002 die beidseitige
Versorgung unter Hinweis auf die fehlende Wirtschaftlichkeit abgelehnt. Dagegen
hat die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 05.03.2002 Widerspruch eingelegt, der mit
Widerspruchsbescheid vom 07.06.2002 zurÃ¼ckgewiesen wurde, die
Stellungnahme des MDK sei schlÃ¼ssig, eine KostenÃ¼bernahme stÃ¤nde nicht in
Ã�bereinstimmung mit dem Wirtschaftlichkeitsgebot. Auf eine mÃ¶gliche
ZustÃ¤ndigkeit des RentenversicherungstrÃ¤gers wurde hingewiesen.

Gegen diesen Bescheid richtete sich die am 11.07.2002 zum Sozialgericht
MÃ¼nchen erhobene Klage.

Das Sozialgericht hat ein Gutachten des Direktors der Hals-Nasen-Ohren Poliklinik
der Technischen UniversitÃ¤t M. , Prof.Dr.A. , eingeholt. Der Gutachter hat die
KlÃ¤gerin am 21.05. und 03.06.2003 untersucht und eine beidseitige Taubheit
diagnostiziert, die langsam im Laufe des Lebens der KlÃ¤gerin aus einer
beidseitigen SchwerhÃ¶rigkeit heraus entstanden ist. Durch das im Jahr 2001 auf
der rechten Seite im Klinikum G. eingesetzte Cochlear-Implantat sei die KlÃ¤gerin in
der Lage, bei direkter Ansprache und ohne StÃ¶rgerÃ¤usche Sprache gut zu
verstehen. Zur KlÃ¤rung der Hauptfrage, ob ein Mensch, der nach einseitiger
Versorgung mit einem Cochlear-Implantat unter bestimmten Bedingungen
ausreichende SprachverstÃ¤ndlichkeit erzielt hat, ein Anrecht auf eine Versorgung
auch des zweiten Ohres habe, sei einzugehen auf die biologische Aufgabe des
beidohrigen HÃ¶hrens. Auch beim Gesunden werde durch beidohriges HÃ¶ren die
SprachverstÃ¤ndlichkeit um etwa 5 db verbessert. Ã�beraus wichtig sei das
RichtungshÃ¶ren. Beidohriges HÃ¶ren ermÃ¶gliche auch die sogenannte
Diskrimination von Sprache. Nur bei ausreichend funktionierendem beidohrigen
HÃ¶hren sei es mÃ¶glich, Sprachsignale aus einem StÃ¶rgerÃ¤usch
herauszuhÃ¶ren. Bei Fehlen beidohrigen HÃ¶rens komme es zu erheblichen
VerstÃ¤ndigungsschwierigkeiten, wenn UmgebungsgerÃ¤usche vorliegen, wie dies
im tÃ¤glichen Leben fast immer der Fall sei. Es habe sich die Erkenntnis
durchgesetzt, beidohriges HÃ¶ren entspreche dem physiologischen Zustand, was
schlieÃ�lich dazu gefÃ¼hrt habe, dass von Krankenkassen die Kosten fÃ¼r eine
beidohrige HÃ¶rgerÃ¤teversorgung Ã¼bernommen werden. Die nach den
Hilfsmittelrichtlinien erforderlichen Voraussetzungen fÃ¼r beidohrige Versorgung
(FÃ¤higkeit des Patienten zur sachgerechten Bedienung von zwei HÃ¶rgerÃ¤ten
und Verbesserung des Sprachverstehens um mindestens 10 Prozentpunkte oder
Verbesserung des RichtungshÃ¶rens) lÃ¤gen bei der KlÃ¤gerin in vollem Umfang
vor. Eine beidohrige Versorgung mit einem Cochlear-Implantat fÃ¼hre zu einem
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deutlichen Gewinn des SprachverstÃ¤ndnisses. Die Versorgung mit einem zweiten
Implantat sei nicht lediglich zur Teilnahme im Arbeitsleben erforderlich, sondern
darÃ¼ber hinaus fÃ¼r das alltÃ¤gliche Leben.

Die Beklagte blieb bei ihrer Auffassung, zustÃ¤ndig sei der
RentenversicherungstrÃ¤ger. Sie holte eine erneute Stellungnahme des MDK (Dr.D.)
ein, eine Stellungnahme einer Arbeitsgruppe der Schweizerischen
Sozialversicherungen zur bilateralen Cochlear-Implantatversorgung wurde
vorgelegt. Der MDK ergÃ¤nzte sein Gutachten am 07.01.2004 und 15.09.2004.

Nach Angaben ihres BevollmÃ¤chtigten hat die KlÃ¤gerin nach Kreditaufnahme
auch die Versorgung des zweiten Ohres in G. vornehmen lassen. Es wurden ihr am
09.11.2004 hierfÃ¼r insgesamt 22.375,68 EUR in Rechnung gestellt.

Der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte und die KlÃ¤gerin haben auch bei der Beigeladenen
die Versorgung des zweiten Ohres beantragt. Die Beigeladene hat ihre
Leistungspflicht abgelehnt (Bescheid vom 10.07.2002 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 03.03.2003). Der hiergegen unter dem Az.: S 17 RA
384/03 gefÃ¼hrte Rechtsstreit vor dem Sozialgericht MÃ¼nchen ruht.

Das Sozialgericht hat die Beklagte mit Urteil vom 23.11.2004 verurteilt, der
KlÃ¤gerin die geltend gemachten Kosten zu erstatten sowie die aus dieser
Versorgung anfallenden und noch nicht abgerechneten Kosten zu Ã¼bernehmen.
Der Kostenerstattungsanspruch ergebe sich aus Â§ 13 Abs.3 SGB V. Die Ablehnung
der Versorgung auch des linken Ohres der KlÃ¤gerin durch die Beklagte sei zu
Unrecht erfolgt. Nach dem HNO-Ã¤rztlichen Gutachten des Prof.Dr.H. sei die
Versorgung erforderlich. Der Anspruch kÃ¶nne auch aus einer analogen Anwendung
der Hilfsmittelrichtlinien zur beidseitigen Versorgung mit einem HÃ¶rgerÃ¤t
abgeleitet werden. Die KlÃ¤gerin erfÃ¼lle die Voraussetzungen hierfÃ¼r. Die
Versorgung sei verordnet worden und in einer anerkannten UniversitÃ¤tsklinik
durchgefÃ¼hrt worden. Auch der MDK-Gutachter bestreite nicht, dass die bilaterale
Versorgung bei allen Patienten von Vorteil sein kÃ¶nne. Der Hinweis des MDK auf
die beruflichen GrÃ¼nde gehe fehl. Eine sonstige Versorgung sei medizinisch nicht
geeignet bzw. ausreichend, so dass auch von einer Wirtschaftlichkeit der
beidseitigen CI-Versorgung auszugehen sei.

Gegen dieses Urteil richtet sich die Berufung der Beklagten, die nach Einholung
eines weiteren Gutachtens des MDK vom 14.03.2005 damit begrÃ¼ndet wird, die
Versorgung mit einer zweiten Cochlear-Implantation werde zur Teilnahme am
Arbeitsleben als Erzieherin begehrt. HierfÃ¼r sei die Beklagte unzweifelhaft nicht
zustÃ¤ndig. Es sei dann nicht konsequent, dass die Beklagte zustÃ¤ndiger
LeistungstrÃ¤ger sein solle. Eine Leistungspflicht der Krankenversicherung komme
nur dann in Betracht, wenn es um die ErmÃ¶glichung menschlicher
GrundbedÃ¼rfnisse gehe. Eine Verbesserung des Behinderungsausgleichs auf
beruflicher oder gesellschaftlicher Ebene sowie im Freizeitbereich reichen dazu
nicht aus. Das GrundbedÃ¼rfnis sei bereits mittels eines Cochlear-Implantats
befriedigt. Das Sozialgericht verkenne die systematische Gliederung der Rangfolge
zwischen den einzelnen LeistungstrÃ¤gern. Die fehlerhafte EinschÃ¤tzung des
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Sozialgerichts werde um so deutlicher, wenn man sich vergegenwÃ¤rtige, dass das
Sozialgericht darauf hingewiesen habe, nur durch eine beidseitige Cochlear-
Implantatversorgung sei die stereophone HÃ¶rfÃ¤higkeit, auf welche die KlÃ¤gerin
als KindergÃ¤rtnerin angewiesen sei, gewÃ¤hrleistet. Damit bestÃ¤tige das
Sozialgericht die ZustÃ¤ndigkeit der Beigeladenen. AuÃ�erdem wÃ¼rde die
beidseitige Versorgung dem Gutachter zufolge zu einem besseren
SprachverstÃ¤ndnis von nur 5 db fÃ¼hren. Ein deutlicher Gebrauchsvorteil, wie er
fÃ¼r einen Anspruch auf eine weitere Cochlearversorgung erforderlich wÃ¤re (BSG-
Urteil vom 16.09.2004, B 3 KR 20/04 R), liege damit nicht vor.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nchen vom 23.11.2004
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend.

Die Beigeladene beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Ihre ZustÃ¤ndigkeit sei nicht gegeben, weil das Cochlear-Implantat unmittelbar an
der Behinderung ansetze.

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der beigezogenen Akte der
Beklagten und des Sozialgerichts Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 SGG form- und fristgerecht eingelegte Berufung, die wegen
der HÃ¶he des Beschwerdewertes nicht der Zulassung gemÃ¤Ã� Â§ 144 SGG
bedarf, ist zulÃ¤ssig, sie erweist sich aber als unbegrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin hat sich die ursprÃ¼nglich als Sachleistung beantragte Versorgung
mit einem zweiten Cochlear-Implantat im Laufe des Gerichtsverfahrens selbst
besorgt, der ursprÃ¼ngliche Leistungsanspruch wandelt sich damit, ohne dass es
einer KlageÃ¤nderung bedarf, in einen Sachleistungsanspruch. Anspruchsgrundlage
ist Â§ 13 Abs.3 SGB V. Danach hat die Krankenkasse Kosten in der entstandenen
HÃ¶he zu erstatten, wenn die Leistung notwendig war und sie eine unaufschiebbare
Leistung nicht rechtzeitig erbringen konnte oder eine Leistung zu Unrecht abgelehnt
hat und dadurch Versicherten fÃ¼r die selbst beschaffte Leistung Kosten
entstanden sind. Die Beklagte hat die Sachleistung zu Unrecht abgelehnt. Die
KlÃ¤gerin hat gemÃ¤Ã� Â§ 33 Abs.1 Satz 1 SGB V Anspruch auf Versorgung mit
HÃ¶rhilfen, die im Einzelfall erforderlich sind, um den Erfolg der Krankenbehandlung
zu sichern, einer drohenden Behinderung vorzubeugen oder eine Behinderung
auszugleichen, soweit das Hilfsmittel nicht als allgemeiner Gebrauchsgegenstand
des tÃ¤glichen Lebens anzusehen ist.
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Dass es sich bei dem Cochlear-Implantat um ein Hilfsmittel gemÃ¤Ã� Â§ 33 SGB V
handelt, ist unbestritten. Die Beklagte hat die Versorgung eines Ohres auch
Ã¼bernommen. Ein Cochlear-Implantat ist kein allgemeiner Gebrauchsgegenstand
des tÃ¤glichen Lebens. GerÃ¤te, die fÃ¼r die speziellen BedÃ¼rfnisse kranker oder
behinderter Menschen entwickelt und hergestellt worden sind oder von diesem
Personenkreis ausschlieÃ�lich oder ganz Ã¼berwiegend benutzt werden, sind
grundsÃ¤tzlich nicht als allgemeine GebrauchsgegenstÃ¤nde des tÃ¤glichen Lebens
anzusehen (BSG, Urteil vom 03.11.1999, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr.34 m.w.N.). Das
Bundesozialgericht fÃ¼hrt in diesem Urteil, das die Versorgung eines
schwerhÃ¶rigen Erwachsenen mit einer Mikroportanlage zusÃ¤tzlich zu einem
Cochlear-Implantat betrifft, weiter aus, dass beim dortigen KlÃ¤ger die
grundlegende Verbesserung des HÃ¶rvermÃ¶gens bereits durch das Cochlear-
Implantat erreicht worden ist. Eine zusÃ¤tzliche Verbesserung fÃ¼r bestimmte
Lebensbereiche habe nur dann eine Leistungsverpflichtung der gesetzlichen
Krankenversicherung zur Folge, wenn es sich um Lebensbereiche handelt, die zu
den menschlichen GrundbedÃ¼rfnissen zÃ¤hlen. Entgegen der Auffassung der
Beklagten und in Ã�bereinstimmung mit der Stellungnahme der Beigeladenen geht
der Senat davon aus, dass nicht nur HÃ¶ren, sondern beidseitiges HÃ¶ren zu den
GrundbedÃ¼rfnissen zÃ¤hlt. Deshalb ist im Fall der KlÃ¤gerin die Versorgung des
zweiten Ohres notwendig. Unbestritten ist, dass der Ausgleich der Behinderung der
beidseits tauben KlÃ¤gerin durch die Versorgung nur eines Ohres nicht vollstÃ¤ndig
erreicht ist. Die Versorgung ist zweckmÃ¤Ã�ig. Dies ergibt sich fÃ¼r den Senat aus
den Ã�uÃ�erungen des vom Sozialgericht gehÃ¶rten Gutachters Prof.H â�¦ Er weist
darauf hin, dass durch die beidohrige Versorgung gegenÃ¼ber der einohrigen
Versorgung das Sprachverstehen im StÃ¶rgerÃ¤usch um mindestens 10
Prozentpunkte steigt und das RichtungshÃ¶ren verbessert wird. Das
Bundessozialgericht hat im Urteil vom 16.09.2004 (B 3 KR 20/04 R, SozR 4-2500 Â§
33 Nr.9) entschieden, solange ein Ausgleich der Behinderung im Sinne eines
Gleichziehens mit einem gesunden Menschen nicht vollstÃ¤ndig erreicht ist, darf die
Versorgung mit einem fortschrittlichen Hilfsmittel nicht mit der BegrÃ¼ndung
abgelehnt werden, der bisher erreichte Versorgungsstand sei ausreichend. Der 3.
Senat bestÃ¤tigt damit seine Rechtsprechung. Bereits im Urteil vom 06.06.2002 (B
3 KR 68/01, SozR 3-2500 Â§ 33 Nr.44) fÃ¼hrte er zusÃ¤tzlich aus, dass sich die
Krankenkassen dann auch nicht zur Abwendung ihrer Leistungspflicht auf die
erheblichen Mehrkosten der Versorgung berufen dÃ¼rfen. Ob mit dieser besseren
Versorgung auch die Eingliederung ins Berufsleben besser mÃ¶glich ist, spielt fÃ¼r
die ZustÃ¤ndigkeit der gesetzlichen Krankenversicherung hier keine Rolle.

Die Kostenfolge ergibt sich aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Unterliegen der
Beklagten.

GrÃ¼nde, die Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 SGG zuzulassen, sind nicht gegeben.

Erstellt am: 02.03.2006
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